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Bas Watt erſcheint nach } + + Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
Bedarf, im allgemeinen — anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. 

der 


Berlin W. 8, Mauerſtr. 43,44. 


Handels und Gewerbe-Ver waltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Mr. 5 z Berlin, Dienstag, den 12. Mär; 1907. de Jahrgang. 


Juhalt: 
l. Serfonalien: S. 49 

III. Handels angelegenheiten: 1. Handels verkehr: Betr. Viehſeuchen in Oſterreich-Ungarn S. 49. — 
2. Schiffahrts angelegenheiten: Betr. Befugnis zur Ausübung des Seeſchiffer⸗ und Seco 
dampfſchiffsmaſchiniſten⸗ Gewerbes S. 50. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Stehender Gewerbebetrieb: Betr. Ausführung der Novelle 
zur Gewerbeordnung vom 7. Januar 1907 (RG Bl. S. 3) S. 50. — 2. Gewerbliche Anlagen: Betr. 
Genehmigungspflicht der Fabriken für Benoid-Gasapparate S. 51. — 3. Dampfkeſſelweſen: Betr. 


Heizerkurſe S. 52 4. Arbeiterverſicherung: Betr. Beſcheinigungen gemäß $ 75a des K. V. G. 
S. 58. Betr. Unfallſtatiſtik S. 53, 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— dem Kaufmann Simon Grätzer in Groß— 
gnädigſt geruht, Strehlitz den Charakter als Kom— 
dem Kommerzienrat Karl Röchling in miſſionsrat 


Saarbrücken den Charakter als Ge- zu verleihen. 
heimer Kommerzienrat, 


dem Fabrikanten Otto Aner in Iſerlohn, Der Baugewerkſchullehrer Beutel in 
dem Bankdirektor Heinrich Oſthoff in Eckernförde ift zum Oberlehrer und der Hilfs- 
Bielefeld und dem Fabrikbeſitzer Otto lehrer Johannes Reisner an der Zeichen⸗ 
Winter in Buxtehude, Kreis Jork, akademie in Hanau zum etatsmäßigen Lehrer 
den Charakter als Kommerzienrat ſowie ernannt worden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Betr. Viehſeuchen in Oſterreich-⸗ugaru. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. Februar 1907. 

f Von den wöchentlich ausgegebenen Nachweiſungen über den Stand der Viehſeuchen 
in Oſterreich und Ungarn werden fortan auszugsweiſe im Kaiſerlichen Geſundheitsamte 
gefertigte Zuſammenſtellungen in Tabellenform im Deutſchen Reichsanzeiger mit der Mağ- 
gabe veröffentlicht werden, daß diejenigen Sperrgebiete, in welchen am Berichtstage Seuchen 
der in der Tabelle bezeichneten Art nicht herrſchten, nicht mit aufgeführt werden. 

Ich gebe anheim, diejenigen Kreiſe des Handels und Gewerbes, welche an einer 
möglichſt ſchleunigen Benachrichtigung über den Seuchenſtand in Oſterreich⸗llngarn ein 
Intereſſe haben, davon in Kenntnis zu ſetzen. 


Im Auftrage. 
IIb 1750. von der Hagen. 


An die Handelsvertretungen. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ansiibung des Seeſchiffer⸗ und Scedampfſchiffsmaſchiniſten⸗Gewerbes. 

Dem Beſtmann Johann Kramer aus Idafehn, dem durch den Spruch des Geeamts 
zu Bremerhaven vom 10. Mai 1906 die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes 
entzogen worden war, iſt dieſe Befugnis durch die Eutſcheidung des Kaiſerlichen Ober-See— 
amts vom 16. November v. J. belaſſen worden. 

Die Maſchiniſten Richard Beinert in Geeſtemünde und Johannes Malmgreen 
in Lübeck ſind auch fernerhin berechtigt, als Seedampfſchiffs-Maſchiniſten zu fahren, nach: 
dem das Kaiſerliche Ober-Secamt durch Entſcheidung vom 29. Januar d. Is. den Spruch 
des Secamts in Bremerhaven vom 31. Oktober 1905 aufgehoben hat, durch den ihnen die 
Befugnis zur Ausübung des Gewerbes als Seedampfſchiffs-Maſchiniſt entzogen worden war. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Ausführung der Novelle zur Gewerbeordunng vom 7. Januar 1907 (GBl. S. 3). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 26. Februar 1907. 

Zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, 
vom 7. Januar 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 3) beſtimmen wir folgendes: 

1. Nach Art. 1 des Reichsgeſetzes vom 7. Januar 1907 iſt der Betrieb des Gewerbes 
als Bauunternehmer und Bauleiter, ſowie der Betrieb einzelner Zweige des Baugewerbes 
zu unterſagen, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreiben— 
den in bezug auf dieſen Gewerbebetrieb dartun. Ein Einſchreiten auf Grund dieſer Be— 
ſtimmung iſt nicht nur gegen Einzelperſonen, ſondern auch gegen Perſonenvereinigungen, 
juriſtiſche Perſonen und dergl. zuläſſig. Vorausſetzung iſt jedoch ſtets der Betrieb eines 
Gewerbes, alſo eine gewerbliche Tätigkeit auf eigene Rechnung. (Val. die Motive zum 
Reichsgeſetz vom 7. Januar 1907, Druckſ. des Reichstags 1905/06 Nr. 101, S. 7.) Die 
„Tatſachen, welche die Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden in bezug auf ſeinen Gewerbe— 
betrieb dartun“, können ſowohl auf dem Gebiete der beruflichen Sachkunde, als auch auf 
moraliſchem oder wirtſchaftlichem Gebiete liegen. (Motive S. 6/7.) Ein Mangel an beruf- 
licher Sachkunde kann auf fehlender — theoretiſcher oder praktiſcher — beruflicher Vor⸗ 
bildung oder auf ſonſtigen Tatſachen beruhen. Nach Art. 2 des Geſetzes darf jedoch ein 
Mangel an theoretiſcher beruflicher Vorbildung gegenüber den in $ 35a Abſ. 1 (Sew. 
aufgeführten, ein Mangel an theoretiſcher oder praktiſcher Vorbildung gegenüber den 
in § 35a Abſ. 2 GewO genannten Perſonen nicht geltend gemacht werden. Dagegen iſt auch 
bei dieſen Perſonen das Entziehungsverfahren gemäß Art. 1 zuläſſig, wenn die Behauptung 
ihrer Unzulänglichkeit oder ſonſtigen Unzuverläſſigkeit in beruflicher Hinſicht auf andere 
Gründe geſtützt wird, als lediglich auf eine mangelhafte techniſche Vorbildung. 

Im übrigen iſt die Beſtimmung in Art. 2 nicht etwa dahin aufzufaſſen, daß nunmehr 
bei allen nicht im Beſitze der daſelbſt erwähnten Prüfungszeugniſſe uſw. befindlichen Bau- 
gewerbetreibenden ein Mangel an entſprechender Vorbildung anzunehmen ſei, vielmehr wird 
auch gegen dieſe Perſonen nur dann vorzugehen ſein, wenn beſondere tatſächliche Tim- 
ſtände dafür ſprechen, daß bei ihnen die Vorausſetzungen des Art. 1 gegeben ſind. 

Die Unterſagung des Gewerbebetriebs gemäß Art. 1 erfolgt auf Klage der Orts⸗ 
volizeibehörde des Ortes, an dem das Gewerbe betrieben wird, durch den Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10 000 
Einwohnern durch den Bezirkausſchuß ($ 119 des Zuſtändigkeitsgeſetzes). Der Erhebung 
der Klage hat die Anhörung von Sachverſtändigen voranzugehen. Die Sachverſtändigen 
werden nach Bedarf von dem Regierungspräſidenten, im Laudespolizeibezirke Berlin von 
dem Polizeipräſidenten, ernannt. Ob und für welche Zweige des Baugewerbes hiernach 
Sachverſtändige zu beſtellen ſind, bleibt, ebenſo wie die Frage der Abgrenzung der Sach— 
verſtändigenbezirke, dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Anſtellungsbehörde überlaſſen. So⸗ 
weit es ſich um die Begutachtung für handwerksmäßige Gewerbebetriebe handelt, iſt vor 
der Ernennung der Sachverſtändigen die Handwerkskammer zu hören. 

Die Veſtellung der Sachverſtändigen ift alsbald, und zwar fpäteftens bis zu dem am 
1. April d. J. erfolgenden Inkrafttreten des Reichsgeſetzes vom 1. Januar 1907 zu veranlaſſen. 
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II. Während es ſich bei Art. 1, 2 um die Unterſagung des geſamten Gewerbe— 
betriebs handelt, regeln die Art. 3, 4 die Befugniſſe der Behörden zum Einſchreiten in 
Einzelfällen bei umfangreicheren oder ſchwierigeren Bauten. (Motive S. 7.) Hier kann 
die Unterſagung abweichend von Art. 1 gegen Bauausführende oder Leitende ausge— 
ſprochen werden, auch wenn die Bauausführung oder Leitung auf fremde Rechnung ſtatt— 
findet. (Vgl. Motive S. 9.) Die Frage der „Unzuverläſſigkeit“ (ſ. oben) iſt in dieſem 
Falle lediglich mit Rückſicht auf den betreffenden Einzelbau zu prüfen. Zuſtändig zum 
Erlaß der Unterſagungsverfügungen gemäß Art. 3 ſowie zur Entgegennahme und Ent 
ſcheidung des Einſpruchs gemäß Art. 4 ſind in Stadtkreiſen, ſowie in den zu einem Land— 
kreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10000 Einwohnern (in der Provinz Hannover in 
den Städten, auf die die revidierte Städteordnung vom 24. Juni 1858 Anwendung findet, 
mit Ausnahme der im $ 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen Kreisordnung vom 6. Mai 1884 
benannten Städte,) die Ortspolizeibehörden, im übrigen die Landräte (in den Hohen 
zollernſchen Landen die Oberamtmänner). Vor der Unterſagung ſind tunlichſt die gemäß 
Art. 1 beſtellten Sachverſtändigen zu hören; vor der Erteilung des Beſcheides auf den 
Einſpruch (Art. 4) muß die Anhörung der Sachverſtändigen erfolgen. Gegen den den 
Einſpruch zurückweiſenden Beſcheid findet binnen 2 Wochen die Klage bei dem Bezirksaus— 
ſchuß ſtatt. (8 1 der Allerhöchſten Verordnung vom 4. Februar 1907, GS. S. 27.) 

III. Soweit vorſtehend unter I und II nichts anderes beſtinunt ijt, finden die Vor 
ſchriften der Ziffern 7 Abſ. 2 und 3, 10, 59—62 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbe 
ordnung vom 1. Mai 1904 (HM Bl. S. 125) entſprechende Anwendung. P 

Zur Durchführung der auf Grund der Art. 3/4 erlaſſenen Unterſagungsverfügungen 
haben fich die zuſtändigen Behörden nötigenfalls der Zwangsmittel des $ 132 des Landes- 
verwaltungsgeſetzes zu bedienen. 


Der Miniſter Der Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. Miniſter des Innern. der öffentlichen Arbeiten. 
Delbrück. In Vertretung. Im Auftrage. 

v. Biſchoffshauſen. Hinckeldeyn. 


IV 1531 M. f. H. — lib 745 M. d. J. — III 581 M. d. ö. A. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Geuehmigungspflicht der Fabriken für Benoid⸗Gasapparate. 
Rekursbeſcheid. 
Auf die Rekursbeſchwerde der Fabrik für Benoid-Gasapparate in N. wider den Beſcheid 
des dortigen Stadtausſchuſſes vom 8. November 1906, s 
wodurch der Rekurrentin die Genehmigung zur Aufſtellung eines Gaſometers 
zur Aufſpeicherung von Benoidgas unter Bedingungen erteilt worden iſt, 
wird der angefochtene Beſcheid aufgehoben und das Verfahren eingeſtellt. 
In beiden Inſtanzen find die bei den Behörden entſtandenen Koſten außer Anſatz zu 
laſſen, während jede Partei ihre Auslagen ſelbſt zu tragen hat. 
Gründe: 

Die Fi Tabrik für Benoid Gasapparate, in N. beabſichtigt, die Gafe (Benzin: 
dämpfe), oe a en der in ihrem Betriebe hergeſtellten Apparate ent 
ſtehen, in einem kleinen Gaſometer von 20 cbm Faſſungsraum aufzuſpeichern und abends 
zur Beleuchtung ihrer Fabrik zu verwenden. Sie hat durch Beſcheid des Stadtausſchuſſes 
in N. vom 8. November 1906 die Genehmigung zur Aufſtellung dieſes Gaſometers erhalten, 
aber nunmehr im Wege der Rekursbeſchwerde den Antrag geitellt, dieſen Beſcheid aufzu. 
heben und dahin Entſcheidung zu treffen, daß jene Gasbewahrungsanlage nicht auf 
Grund des § 16 der 5 eee fei. 

Es ie geſche u entſcheiden. 

ee ie Hate le werden ſchon im § 27 der 
preußiſchen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 und ebenſo im § 16 der Gewerbe⸗ 
ordnung für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869 als genehmigungspflichtig be⸗ 
zeichnet. Dem damaligen Stande der Technik entſprechend ſind aber wie auch in der tech⸗ 
niſchen Anleitung für die Kreisausſchüſſe vom 15. Mai 1895 (Min.-Bl. d. inn. Verw. 


S. 196) ausgeführt wird — unter „Gasbereitungs— und Gasbewahrungsanſtalten“ ſolche 
Anlagen zu verſtehen, in welchen durch trockene Deſtillation organiſcher Stoffe, insbeſondere 
von Steinkohlen, Braunkohlen, Holz uſw. Leuchtgas dargeſtellt, gereinigt und zur Ver 
wendung angeſammelt wird. Anlagen dieſer Art der Genehmigungspflicht zu unterwerfen, 
erſchien deshalb geboten, weil dieſe meiſt umfangreichen und in unmittelbarer Nähe be- 
wohnter Ortſchaften belegenen Betriebe durch Rauch, Gafe und übelriechende Dämpfe evr 
hebliche Beläſtigungen und Schädigungen der Nachbarſchaft, ferner Feuers- und Exploftons- 
gefahr und überdies durch ihre Abwäſſer ſchädliche Verunreinigungen des Erdreichs und 
der Gewäſſer herbeizuführen geeignet ſind. 

Wenn es hiernach keinem Zweifel unterliegt, daß der Geſetzgeber unter „Gasbereitungs— 
und Gasbewahrungsanſtalten“ die vorbezeichneten Anlagen verſtanden hat und nach dem 
damaligen Sprachgebrauche nur dieſe darunter verſtehen konnte, ſo iſt es nicht gerechtfertigt, 
jene Geſetzesvorſchrift auch auf die mannigfaltigen, von jenen Betrieben völlig verſchiedenen 
Anlagen auszudehnen, mit welchen die heutige Technik Gaſe zur Krafterzeugung und zu 
Beleuchtungszwecken herſtellt und anſammelt, beiſpielsweiſe auf die Waſſer⸗ und Halbwaffer- 
gasanlagen, die Sauggasanlagen, die Acetylengasanlagen und auch die hier in Frage 
ſtehenden Benoidgasanlagen. Ob und inwieweit etwa diefe Betriebe, ſofern ſie Gas in 
größeren Mengen darſtellen, als „chemiſche Fabriken“ im Sinne des § 16 der Gewerbe⸗ 
ordnung zu betrachten und deshalb genehmigungspflichtig ſind, braucht hier nicht erörtert 
zu werden, da es ſich im vorliegenden Falle nur um Herſtellung und Anſammlung kleiner 
Gasmengen zum alsbaldigen Verbrauch im Betriebe des Unternehmers, alſo nicht um eine 
„chemiſche Fabrik“ handelt. Sollten kleine Betriebe, wie der hier zur Erörterung ſtehende, 
Gefahren oder Nachteile für die Nachbarſchaft oder weitere Kreiſe der Bevölkerung herbei— 
führen, ſo kann lediglich in Frage kommen, ob im Wege polizeilicher Anordnung Abhilfe 
zu Schaffen ift. Das in den 88 16ff. der Gewerbeordnung geregelte Genehmigungsverfahren 
findet dagegen auf die kleinen Anlagen keine Anwendung. 

Hiernach rechtfertigt ſich die ergangene Entſcheidung. 

Berlin, den 28. Februar 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
HE 1709. (gez.) Dr. Richter. 


3. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Heizerkurſe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Februar 1907. 
Es wird beabſichtigt, im Laufe des Etatsjahrs 1907 die nachſtehenden ſtaatlichen 
Heizerkurſe abzuhalten: 
J. Im Plane A: 


in Crefeld vom 8. April bis 22. April, 
Kreuzuach — 29. April 14. Mai, 
Hohenſalza 27. Mai = MO TO 
Flensburg 17. Juni 1. Juli, 
Aachen 15. Juli - 29, Juli, 
desgl. 5. Auguſt - 19. Auguft, 
Liſſa 23. September 7. Oktober. 
H. Im Plau B: 
in Königshütte vom 29. April bis 14. Mai, 
Hirſchberg 12. Auguſt - 26. Auguſt, 
Görlitz 2. September - 16. September. 


Ich erſuche die beteiligten Herren Regierungspräſidenten, das Erforderliche wegen der 
Bekanntgabe und weiteren Vorbereitung ungeſäumt zu veranlaſſen und mir ſpäteſtens 
6 Wochen vor Beginn des Kurſus über die Zahl der gemeldeten Teilnehmer und die end 
gültig zur Verfügung ftehenden Unterrichtsräume und Keſſelanlagen uſw. zu berichten. 

Da in dew Vorjahren zahlreich eingehende Anmeldungen auf Abhaltung von ftaat- 
lichen Heizerkurſen nicht befriedigt werden konnten, ſo wurden in dieſem Etatsjahre Parallel- 
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kurſe unter Leitung eines zweiten Lehrers und Lehrheizers eingerichtet. Für das Etats⸗ 
jahr 1907 ſind jedoch auffallenderweiſe nur 13 Kurſe angemeldet, obwohl die Erfolge 
der Kurſe bei den Induſtriellen volle Anerkennung fanden und das Bedürfnis nach gründ⸗ 
licherer Ausbildung, auch in den Kreiſen der Heizer zweifellos noch weiter beſteht. 

Nach den Berichten der Lehrer an den Kurſen genügen die amtlichen Bekanntmachungen 
in den meiſten Fällen nicht, um die Aufmerkſamkeit der Induſtriellen und der Heizer auf 
die Kurſe hinzulenken. Auch ſchriftliche Hinweiſe der Dampfkeſſelvereine an ihre Mitglieder 
bleiben, wie faſt alle als Druckſachen verſandten Rundſchreiben, meiſt unbeachtet. Es be⸗ 
darf vielmehr mündlicher Aufklärung über die Ziele und die Art der Durchführung der Kurſe, 
um ſie als eine dauernde, zum Wohle der Induſtriellen begründete Einrichtung einzuführen. 

Ich erſuche Sie daher, die Gewerbeaufſichtsbeamten zu veranlaſſen, ihre Bemühungen 
um das Zuſtandekommen weiterer Kurſe fortzuſetzen und mir ſpäteſtens bis zum 1. Auguſt d. J. 
über den Erfolg zu berichten. 

In Vertretung. 
ILL 1493. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


4. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß $ 75a des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: , 

1. Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe der Cigarrenarbeiter in Trebbin (E. H.), 

2. Kranken⸗ und Sterbe⸗Kaſſe der vereinigten Kleidermacher⸗Meiſter,⸗Geſellen und 

Lehrlinge (E. H.) in Barmen, : 

3. Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Obernhain (E. H.), 

4. Vielefelder Krankenkaſſe vereinigter Gewerke (E. H.). 

Berlin, den 8. März 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
III 1588 IT. Ang. Dr. Richter. 


b) Unfallverſicherung. 
Betr. Unfallſtatiſtik. 
Berlin W. 66, den 6. März 1907. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt beabſichtigt nach einem an die Vorſtände der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften ſowie an die Ausführungsbehörden der Gewerbe-, Bau- und See⸗Unfall⸗ 
verſicherung gerichteten Rundſchreiben vom 12. Februar d. Js., auf Grund beſonderer, von 
den Trägern der Gewerbe-, Bau- und See⸗-Unfallverſicherung auszufüllender Unfallzählkarten 
für das Jahr 1907 eine neue Zählung der Unfälle vorzunehmen. Die Erhebungen werden 


ſich vorausſichtlich in der gleichen Richtung bewegen, wie bei a nt ür das Jahr 1897. 
: A. . H. 2. : 

Unter Hinweis auf den Erlaß vom 7. April UT TA. 3406 M. d. 3. erſuchen wir 

Sie, die Ausführungsbehörden der für leiſtungsfähig erklärten Kommunalverbände ($ 6 
Ziffer 3 des Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetzes anzuweiſen, die ihnen demnächſt vom Reichs⸗ 
Verſicherungsamte zugehenden Zählkartenformulare an der Hand der beiliegenden Anleitung 


ſorgfältig auszufüllen. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Vertretung. 
m Auftrage. In y 
8 Dr. Richter. 


von Kitzing. 
III 1398 M. f. H. — Ib 3594 M. d. 3. 
An die Herren Oberpräſidenten. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bet Julius Sittenfeld in Berlin W. 


n ca . \ 
FE 


